
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 

 
über den Satzungsbeschluss des Gemeinderats der Stadt Ladenburg zum Erlass des Be-

bauungsplanes der Innenentwicklung „Bahnhofsvorplatz“  

gemäß § 10 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 4 GemO. 

 
Der Gemeinderat der Stadt Ladenburg hat in seiner öffentlichen Sitzung am 24.09.2025 den qualifi-

zierten Bebauungsplan der Innenentwicklung „Bahnhofsvorplatz“ in seiner Fassung vom 10.09.2025 

gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgte auf der Grundlage von § 13a BauGB i.V.m. § 13 

BauGB im beschleunigten Verfahren. 

 

Erfordernis und Ziel 

Ziel der Aufstellung des Bebauungsplans ist die Schaffung von planungsrechtlichen Voraussetzun-

gen für die Umgestaltung des Bahnhofsvorplatzes. Im Vorfeld wurde eine Platzgestaltung durch das 

Landschaftsplanungsbüro Gornik und Denkel aus Heidelberg erstellt und 2020 dem Gemeinderat 

vorgestellt  

Durch eine Verbesserung der Aufenthaltsqualität und der Funktionalität für den Umweltverbund soll 

die Attraktivität und Aufenthaltsqualität insgesamt gesteigert werden. Der Begriff Umweltverbund 

bezeichnet die Gruppe der „umweltverträglichen“ Verkehrsmittel: nicht motorisierte Verkehre (Fuß-

gänger und private oder öffentliche Fahrräder), den ÖPNV (Bahn, Straßenbahn, Bus und (Ruf-Taxis) 

sowie Carsharing und Mitfahrzentralen. Ziel des Umweltverbunds ist, dass im Verkehr die Wege 

weniger mit Pkw zurückgelegt werden müssen, da die alternativen Angebote entsprechend attrakti-

ver sind. Um das zu erreichen, ist ebenfalls vorgesehen, planungsrechtliche Rahmenbedingungen 

für die Nutzung des ehemaligen Bahnhofsgebäudes und der vorgelagerten Verkehrsflächen zu de-

finieren. 

  



Räumlicher Geltungsbereich: 

 
 

Der Bebauungsplan „Bahnhofsvorplatz“ tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 
3 BauGB). 
 
Jedermann kann den Bebauungsplan, inkl. Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen und Be-

gründung vom 04/2025 sowie seiner Anlagen (artenschutzrechtliche Voreinschätzung vom 

26.02.2024 und schalltechnisches Gutachten 12/2024) sowie den örtlichen Bauvorschriften im Rat-

haus der Stadt Ladenburg, Hauptstraße 7, 68526 Ladenburg, einsehen und über deren Inhalte Aus-

kunft verlangen.  

 

Die Einsichtnahme ist zu folgenden Zeiten wie folgt möglich: Während der üblichen Öffnungszeiten 

im Rathaus Ladenburg, Hauptstraße 7, 2. Obergeschoss, Fachbereich Technische Verwaltung 

(montags bis freitags vormittags von 9 Uhr bis 12 Uhr sowie donnerstags nachmittags von 15 Uhr 

bis 18 Uhr oder nach entsprechender Terminvereinbarung (Herr Rehmsmeier, Tel. 06203/70-150, 

Frau Jakel, Tel. 06203/70-158). 

 

Der Inhalt des Bebauungsplanes ist ebenfalls im Internet über die städtische Website unter 

https://www.ladenburg.de/de/Leben/Bauen-Wohnen/Bauleitplanung/aktuelle-Bebauungsplaene abruf-

bar. 

  

https://www.ladenburg.de/de/Leben/Bauen-Wohnen/Bauleitplanung/aktuelle-Bebauungsplaene


 

Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB  

 

 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-

neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-

ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der 

Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-

den sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a beachtlich sind. 

 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württem-

berg (GemO) in der aktuellen Fassung oder von aufgrund der GemO erlassenen Verfahrensvor-

schriften ist nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht gegenüber der Gemeinde schriftlich 

oder elektronisch und unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, in-

nerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht für die 

Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung des 

Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger 

Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungs-

plan sowie § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der An-

trag nicht innerhalb einer Frist von 3 Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 

 

Ladenburg, den 16.01.2026 

 

Stefan Schmutz 

Bürgermeister 
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